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1. Einleitung

Vielen politisch Interessierten ist „Antifaschismus“ ein Begriff. Die Frage jedoch, was
darunter eigentlich zu verstehen ist, lässt sich nicht leicht und noch weniger eindeu-
tig beantworten. Versuche einer Definition führen rasch zu der Einsicht, dass es eine
allgemein gültige Festlegung nicht gibt, dass der Inhalt vielmehr, je nachdem, wer
damit operiert, sehr unterschiedlich interpretiert wird. So schillernd, wie der Begriff
selbst ist, so vielfältig sind auch die politischen Akteure, die ihn gebrauchen, und von
denen manche sich seiner bedienen, um damit Zielsetzungen zu verfolgen, die auf
den ersten Blick nicht als linksextremistische Agitation erkennbar sind.

Bittere Erfahrungen aus der eigenen Geschichte haben in der Bundesrepublik
Deutschland zu der Entschlossenheit geführt, neuerliche historisch-politische Fehl-
entwicklungen künftig nicht mehr zuzulassen und jeglichen Ansatz dazu frühzeitig und
konsequent zu unterbinden. Dabei gibt es gerade im Hinblick auf die nationalsozialis-
tische Vergangenheit gegen rechtsextremistische, häufig auch als „faschistisch“ be-
zeichnete Tendenzen eine besondere Sensibilität. Insoweit verstehen sich die meis-
ten Personen als „Antifaschisten“ - unabhängig von ihrer sonstigen politischen Über-
zeugung. 

Aber auch jeder Linksextremist sieht sich als „Antifaschist“. Genau dies macht die
Unterscheidung zwischen legitimem „antifaschistischem“ Engagement und linksex-
tremistisch unterlegtem und damit letztlich verfassungsfeindlichem „Antifaschismus“
so problematisch. Gerade aufgrund seiner weiten Verbreitung in Politik und Gesell-
schaft, aber ebenso wegen seiner begrifflichen Dehnbarkeit ist der „Antifaschismus“
ein besonders geeignetes und nicht von ungefähr zentrales Agitations- und Aktions-
feld von Linksextremisten. Er erleichtert es ihnen, auch „bürgerliche“ Kreise auf
scheinbar unverdächtige Weise für dieses Thema zu gewinnen und für ihre weiter ge-
henden Ziele einzuspannen. Zielgruppe sind vor allem junge Menschen, nicht zuletzt
deshalb, weil sie noch politisch formbar, leicht zu begeistern und schneller bereit sind,
selbst politisch aktiv zu werden in der Überzeugung, einer guten Sache zu dienen. 

Ziel dieser Broschüre ist es, das linksextremistische Antifaschismusverständnis dar-
zustellen und auf die sich daraus ergebenden Gefahren einer politischen In-
strumentalisierung des „Antifaschismus“ aufmerksam zu machen. Um den Rahmen
dieser Publikation nicht zu sprengen, kann die komplexe Materie freilich nicht er-
schöpfend behandelt werden. Insbesondere eine Darstellung sämtlicher im linksex-
tremistischen Lager früher oder aktuell diskutierter Faschismustheorien, die die theo-
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retisch-ideologische Grundlage des Antifaschismusverständnisses abgeben, ist des-
halb nicht möglich. Die vorliegende Broschüre basiert vielmehr auf der gängigen Inter-
pretation des „Faschismus“ durch die derzeitigen Hauptträger des linksextremisti-
schen „Antifaschismus“, verbunden mit einer Beschreibung der Formen und Inhalte
linksextremistischer Antifaschismusarbeit.

2. „Faschismus“ - was ist das eigentlich?

„Faschismus“ als Eigenbezeichnung ist ein ausschließlich italienisches Phänomen.
Der Begriff und seine praktische inhaltliche Ausprägung gehen zurück auf Benito
Mussolini. Dieser hatte nach seinem Austritt aus der italienischen „Sozialistischen
Partei“ die „fasci d’azione rivoluzionari“ („Bünde der revolutionären Aktion“) gegrün-
det. Deren Ziel war die massive Propagierung des Kriegseintritts Italiens aufseiten der
Entente. 1919, nach dem Ende des Ersten Weltkriegs, rief Mussolini die so genann-
ten fasci di combattimento („Kampfbünde“) ins Leben, deren Mitglieder - zumeist ehe-
malige Soldaten - „fascisti“ genannt wurden. Diese uniformierten und Gewalt auf der
Straße praktizierenden Verbände wurden von ihm 1921 in eine Partei, die „Partito Na-
zionale Fascista“, umgewandelt. Mit deren Hilfe gelang es dem seit dem 28. Oktober
1922 als italienischer Ministerpräsident amtierenden Mussolini nach und nach, den
politischen Gegner auszuschalten und die Strukturen des parlamentarischen Staats
zu beseitigen.

Ob die Bezeichnung „Faschismus“, die im Grunde nicht mehr als ein spezifisches
Herrschaftssystem unter Mussolini beschreibt, auch auf andere Rechtsdiktaturen aus-
geweitet und damit zu einer Art „Gattungsbegriff“ erhoben werden kann, ist umstritten.
Das gewichtigste Gegenargument ist der Einwand, dass damit den jeweiligen Be-
sonderheiten (historische Hintergründe, nationale Voraussetzungen, Entstehungsbe-
dingungen, Zielsetzungen, individuelle Ausgestaltung) nicht genügend Rechnung ge-
tragen werde. Das führe letztendlich dazu, ein „faschistisches System“ an lediglich
sehr allgemeinen Grundtendenzen festmachen zu können. So sind auch - ohne an
dieser Stelle darauf eingehen zu können - der Faschismus Italiens und der deutsche
Nationalsozialismus nur sehr bedingt miteinander vergleichbar. Eine verallgemei-
nernde Faschismustheorie wird daher von der Mehrzahl westlicher Historiker und Po-
litikwissenschaftler als für die konkrete Analyse politischer Phänomene wenig tauglich
abgelehnt.
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Gleichwohl gibt es neben verschiedenen marxistischen Faschismustheorien, denen
eine antikapitalistische Stoßrichtung gemeinsam ist, auch nichtmarxistische Faschis-
mustheorien. Diese verwenden den Begriff „Faschismus“ als wissenschaftliches Er-
klärungsmuster für eine Reihe ähnlicher historisch-politischer Phänomene. Damit ver-
bunden ist unter anderem das Bestreben, den Begriffen „Kommunismus“, „Sozia-
lismus“ oder „Demokratie“ einen summarischen Gegenbegriff für alle antidemokrati-
schen Rechtsbewegungen entgegensetzen zu können. Insofern ist selbst im nicht-
marxistischen Bereich der Faschismusbegriff bereits durch Doppeldeutigkeit gekenn-
zeichnet: als Bezeichnung des speziell italienischen Systems wie als politischer Sam-
melbegriff.

Vor allem die Entwicklung marxistischer Faschismus-
theorien entspringt zu einem wesentlichen Teil einer
Ablehnung westlicher Totalitarismustheorien, die den
Begriff des „Totalitarismus“ aus vergleichender Per-
spektive - diktatorische Systeme sowohl „rechter“ als
auch „linker“ Herkunft - zur Erklärung und Beschrei-
bung von im Gegensatz zum demokratischen Verfas-
sungsstaat stehenden politischen Systemen des
20. Jahrhunderts bevorzugen. Die Vergleichbarkeit „lin-
ker“ und „rechter“ totalitärer Systeme wird von Kom-
munisten energisch bestritten. Den westlichen Totalita-
rismusdoktrinen wird vor allem vorgeworfen, „linke“
und „rechte“ Diktaturen gleichzusetzen und damit der Singularität des nationalsozialis-
tischen Regimes nicht gerecht zu werden.

Marxisten sind deshalb ihrerseits bestrebt, anstatt der Gegenüberstellung von „De-
mokratie“ und „Diktatur“ das Gegensatzpaar „Faschismus“ - „Sozialismus“ zu präsen-
tieren. Entsprechend der marxistischen Gesellschaftslehre ist eine Staats- und Ge-
sellschaftsform entscheidend geprägt durch die „Produktionsverhältnisse“. Aus dieser
Sichtweise können Stalinismus und Faschismus höchstens Ähnlichkeiten in der Herr-
schaftstechnik aufweisen, sind jedoch aufgrund ihrer jeweiligen sozioökonomischen
Basis (hier vergesellschaftetes Eigentum, dort Privateigentum an Produktionsmitteln)
zwei verschiedene Phänomene. Den Totalitarismustheorien zufolge stellen Stali-
nismus und Faschismus hingegen zwei Erscheinungsformen desselben Grundtyps
dar. 
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Sozialisten und Kommunisten begannen schon Anfang der zwanziger
Jahre des 20. Jahrhunderts, die Selbstbezeichnung des ita-

lienischen Systems auch auf andere rechtsdikta-
torische Regime zu übertragen und

damit den Begriff zu generali-
sieren. Bereits auf dem

V. Weltkongress der „Kommu-
nistischen Internationale“ (Kom-

intern) von 1924 wurde der Fa-
schismus als „Kampfinstrument

der Bourgeoisie gegen das Prole-
tariat“ definiert. Entsprechend wur-

den schon bald neben Italien auch
andere Regime und Parteien als „fa-

schistisch“ eingestuft.

Richtungweisend wurde eine im Grundsatz bis heute gültige Definition, die Georgi Di-
mitroff, Generalsekretär der Komintern, auf deren VII. Weltkongress im August 1935
vornahm. Danach ist der Faschismus „eine unverhüllte terroristische Diktatur der ex-
trem reaktionären, chauvinistischen und imperialistischen Elemente des Finanzkapi-
tals“. Der Faschismus bedeute darüber hinaus keineswegs - wie der Nationalsozia-
lismus behauptete - eine Aufhebung der Klassen. „... Nein, der Faschismus ist keine
über den Klassen stehende Macht ... Faschismus ist die Macht des Finanzkapitals
selbst. Das ist eine Organisation zur gewaltmäßigen Unterwerfung der Arbeiterklasse
und der revolutionären Teile der Bauernschaft und der Intelligenz ...“.

Dimitroff stellte 1935 noch ein Weiteres klar: War bis zu diesem Zeitpunkt zwischen
„bürgerlicher Demokratie“ und faschistischer Herrschaft kein Unterschied gemacht
worden, betonte er nun, dass die „faschistische Machtergreifung ... keine einfache Ab-
lösung einer bürgerlichen Regierung durch eine andere“ bedeute, sondern „die Ablö-
sung einer Staatsform der Klassenherrschaft der Bourgeoisie, der bürgerlichen De-
mokratie, durch eine andere, durch die unverhüllte terroristische Diktatur“. Diesen
qualitativen Unterschied beschreibt der marxistische Politikwissenschaftler Reinhard
Kühnl heute so: 

„Faschismus ist ein Herrschaftssystem in der Periode des
Monopolkapitalismus. Faschismus ist dasjenige System, das
der arbeitenden Bevölkerung jede Möglichkeit nimmt, ihre Inte-
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ressen zu artikulieren und organisiert zu vertreten. Faschismus
ist konterrevolutionär in einem doppelten Sinne: Er vernichtet
nicht nur die politischen und sozialen Rechte, die in der Revolu-
tionsperiode nach dem Ersten Weltkrieg errungen wurden, son-
dern auch die Rechte und Freiheiten, die die klassischen bür-
gerlichen Revolutionen errungen hatten.
Im Unterschied zu autoritären Regimes ist Faschismus diejeni-
ge Herrschaftsform, die diese Rechte und Möglichkeiten nicht
nur partiell, zeitweise und gegenüber einem Teil der demokrati-
schen Organisationen vernichtet, sondern vollständig, auf Dau-
er und gegenüber allen.“ 1

Gegenüber der „verdeckten Diktatur“ innerhalb des „bürgerlichen“ bzw. „bürgerlich-
autoritären“ Systems ist der Faschismus als „offene Diktatur“ also eine qualitative
Weiterentwicklung.

Der Übergang des Faschismus zu letzterer Form droht in Krisenzeiten, wenn das Fi-
nanzkapital seine Herrschaft bedroht sieht und den Faschismus einsetzt, um über
Einschüchterung und Terror seine Privilegien zu sichern. Deutlich wird hieran das Ver-
ständnis vom „Faschismus“ als Instrument zur Herrschaftssicherung.

Die Gefahr eines solchen Übergangs von der „verdeckten“ zur „offenen Diktatur“ des
„Monopolkapitals“ wird heute allerdings nicht mehr unbedingt als akut eingeschätzt.
Denn unter den derzeit gegebenen Bedingungen habe das „Finanzkapital“ gar kein
Interesse am Übergang zur offen terroristischen Diktatur, sondern strebe die Herr-
schaftssicherung innerhalb der bürgerlich-demokratischen Staatsform an. Zwar stelle
der Faschismus nach wie vor die „strategische Reserve der herrschenden Klasse“
dar. Die „Hauptfunktion faschistischer Ideologien, Gruppen und Aktivitäten“ bestehe
jedoch heute vielmehr darin, „Unterstützung für eine rechtsorientierte (auf stärker
autoritär bestimmte Herrschaftsmethoden und auf Militarisierung der Gesellschaft ge-
richtete) Politik zu liefern“.2
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„Faschismus“ und „Rechtsextremismus“ sind nicht nur vor diesem Hintergrund kei-
neswegs Synonyme. Die Weigerung, in Deutschland von „Faschismus“ zu sprechen
und statt dessen von „Rechtsextremismus“ zu reden,
bedeutet aus „linker“ Sichtweise, dass damit
gleichzeitig die Leugnung „der Kontinuitäten
des Faschismus über 1945 hinaus“ 3 einher-
gehe. Wer hier - notwendigerweise - be-
wusst unterscheidet, dem sollte bereits der
jeweilige Gebrauch dieser Begriffe etwas
über die damit verbundene politische Ge-
sinnung aussagen. Allerdings ist es heutzu-
tage kaum mehr möglich, anhand der ver-
wandten Begrifflichkeit mit Eindeutigkeit die je-
weilige politisch-ideologische Position zu orten.
Denn durch eine unkritische Übernahme des Begriffs
„Faschismus“ hat derselbe längst Eingang in den allgemeinen Sprachgebrauch ge-
funden. Seine mittlerweile erreichte „Salonfähigkeit“ wird von „linker“ Seite gezielt
weiterbetrieben.

Um so wichtiger bleibt es, vor einem undifferenzierten Gebrauch des Terminus „Fa-
schismus“ zu warnen, und es ist ratsam, das Auftauchen dieses Begriffs in seinem je-

weiligen Kontext kritisch zu hinterfragen. Ei-
ne Position, die nicht Gefahr laufen will, ein-
seitig vereinnahmt zu werden, muss sich
deutlich gegenüber Extremisten jeglicher
Richtung abgrenzen. Ein solcher Stand-
punkt ist am eindeutigsten gekennzeichnet
mit einer grundsätzlich „antitotalitären“ Hal-
tung. „Antitotalitär“ - eben nicht nur „antifa-
schistisch“ - war auch der Gründungskon-
sens bei der Entstehung der Bundesrepub-
lik Deutschland, und das Stichwort von der

„wehrhaften Demokratie“ beschreibt ein spezifisches Instrumentarium zur aktiven Ab-
wehr der Feinde von „rechts“ und von „links“. 
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3. ... und was ist dann „Antifaschismus“?

„Antifaschismus“ beschrieb in der Zeit des Nationalsozialismus den Widerstand ver-
schiedener politischer Kräfte, die trotz aller sonstiger Differenzen in der Ablehnung
des bestehenden politischen Systems übereinstimmten. Deren bereits damals übliche
Eigenbenennung als „Antifaschisten“ ist wiederum die Übernahme einer Selbstbe-
zeichnung der Gegner des Faschismus in Italien seit der Regierungsübernahme Mus-
solinis. Schon damals wurden mit dem Begriff „Antifaschismus“ unterschiedliche In-
halte verbunden: Während Nicht-Marxisten darunter ihre politische Gegnerschaft spe-
ziell zum Nationalsozialismus verstanden, vertraten Kommunisten die Auffassung,
dass der Faschismus eine Form bürgerlicher Herrschaft darstelle, die es folglich als
solche zu bekämpfen galt.

Dieses mehrdimensionale Antifaschismusverständnis besteht bis heute fort. Ein „Anti-
faschist“ ist, dem einfachen Sinn des Wortes nach, je-
mand, der gegen „Faschismus“ ist. Wenn man die in-
flationäre Verwendung dieses Begriffs in Rechnung
stellt, handelt es sich also im Kern um Personen,
die sich gegen Rechtsextremismus wenden und
für die Erhaltung von Freiheit, Rechtsstaatlich-
keit und parlamentarisch-demokratischer Re-
gierungsform eintreten. Dieses - auch öffentli-
che - Engagement gegen Faschismus bzw.
Rechtsextremismus, mit dem auf drohende
Gefahren aufmerksam gemacht bzw. sol-
chen im Rahmen der grundgesetzlich ga-
rantierten Meinungs- und Demonstra-
tionsfreiheit entgegengetreten werden soll, ist
das Recht eines jeden. Ein derartiges politisches Engage-
ment unterliegt deshalb auch nicht der Beobachtung des Verfassungs-
schutzes.

Von Linksextremisten indes wird der Begriff mit einem anderen - nämlich ideologisch-
programmatischen - Bedeutungsgehalt unterlegt und dementsprechend mit einer
weitergehenden Zielsetzung verbunden, die sich letztendlich gegen unseren Staat
und auf die Herstellung einer totalitären Ordnung richtet: Gemäß der bereits erwähn-
ten, in den 60er Jahren leicht modifizierten „Dimitroff-Formel“ gilt der Faschismus, die
„offen terroristische Diktatur des Finanzkapitals“, als eine Form „bürgerlicher“ Herr-
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schaft unter den Bedingungen des „staatsmonopolistischen Kapitalismus“ (Stamo-
kap). Das „Finanzkapital“ ist nach marxistisch-leninistischer Lehre eine Ausformung
des „Monopolkapitals“, das seinen Höhepunkt im „staatsmonopolistischen Kapita-
lismus“ (Stamokap) findet, und stellt ein Charakteristikum des Imperialismus als höchs-
ter und letzter Phase des Kapitalismus dar. 

Wenn Faschismus - häufig ist auch von Neofaschismus die Rede - aber nichts ande-
res ist als ein Instrument zur Herrschaftssicherung des „Finanz“- oder „Monopolkapi-
tals“, dann bleibt er stets eine mehr oder weniger latente Gefahr, solange es diesen
„Monopolkapitalismus“ gibt. Alle kapitalistischen Systeme sind demnach potenziell fa-
schistisch. Voraussetzung für eine endgültige Ausschaltung des Faschismus ist des-
wegen die Abschaffung dieses (Monopol-)Kapitalismus, d.h. des Privateigentums an
Produktionsmitteln. 

Deutlich wird hier die für Kommunisten typische Unterscheidungsweise politischer
Systeme nach den ihnen zugrunde liegenden Eigentumsverhältnissen, die zur
Gegenüberstellung von Kapitalismus (Privateigentum an Produktionsmitteln) und So-
zialismus (vergesellschaftetes, kollektives Eigentum) führt. Da also Faschismus als
latente Gefahr so lange droht, wie das kapitalistische System existiert, ergibt sich als
Konsequenz daraus, dass „Antifaschismus“ bei Linksextremisten nicht bei bloßer Ab-
lehnung oder Gegnerschaft zum Rechtsextremismus stehen bleiben kann. Vielmehr
wird nach deren Anschauung der Faschismus erst dann wirkungsvoll bekämpft, wenn
man seine materielle, sozio-ökonomische Basis durch die Aufhebung des Privatei-
gentums an Produktionsmitteln beseitigt und an deren Stelle eine „antifaschistische“
und „antimonopolistische Demokratie“ errichtet.

Wenn Linksextremisten somit von der Notwendigkeit reden, nicht nur die Symptome
zu bekämpfen, sondern vielmehr das „Übel an der Wurzel“ zu packen und die „ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Ursachen des Faschismus“ zu beseitigen, bedeu-
tet das im Klartext nichts anderes als auf eine Überwindung des bestehenden Sys-
tems hinwirken zu wollen.

Linksextremistischer „Antifaschismus“ enthält also ein politisches Programm. Eng ver-
bunden damit ist bis heute unverändert das Bemühen um eine einseitige Vereinnah-
mung. Die dem linksextremistischen Antifaschismusbegriff eigene antikapitalistische
Stoßrichtung bedeutet im Umkehrschluss, dass jemand, der nicht gleichzeitig die be-
stehende politisch-gesellschaftliche Ordnung bekämpft, eigentlich kein „Antifaschist“
und ein Antikommunist ebenfalls kein „Antifaschist“ sein kann. Damit wird unverkenn-
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bar eine Einengung des Begriffs „Antifaschist“ auf Sozialisten/Kommunisten bzw. „Lin-
ke“ im weiteren Sinne vorgenommen, die gerne einhergeht mit der politischen Diffa-
mierung aller derjenigen, die deren Ziele und Forderungen nicht vorbehaltlos unter-
stützen. Aus dieser für Linksextremisten typischen Interpretation ergibt sich auch der
aggressive Charakter des auf diese Weise instrumentalisierten „Antifaschismus“.

Das Schlagwort „Antifaschismus“ als politischer Kampfbegriff hat die Bundesrepublik
Deutschland seit ihrem Bestehen begleitet. Aufgrund ihrer geografischen Lage an der
Schnittstelle zwischen Ost und West und infolge des Systemantagonismus zweier
deutscher Staaten war sie seit 1949 als Brennpunkt des Ost-West-Konflikts wie kein
anderer Staat jahrzehntelang „antifaschistischer“ Propaganda, zunächst seitens der
Sowjetunion, dann aber auch der damaligen DDR ausgesetzt. „Antifaschismus“ war
insbesondere für letztere Kampfbegriff in der propagandistischen Auseinanderset-
zung mit der Bundesrepublik Deutschland als demokratisch-rechtsstaatlichem Sys-
tem westlicher Prägung. „Antifaschismus“ war aber zugleich auch die „Legitimations-
ideologie“ der früheren DDR mit ihrer als Übergangssystem zum Sozialismus ver-
standenen, in den Jahren 1945-1952 etablierten „antifaschistisch-demokratischen
Ordnung“. Der Zusammenbruch des DDR-Regimes bewirkte eine Diskreditierung des
„Antifaschismus“, unter anderem durch die nachträglich bekannt gewordene Tatsa-
che, dass in diesem System, das vorgegeben hatte, der „erste antifaschistische Staat
auf deutschem Boden“ zu sein, rechtsextremistische Bestrebungen allenfalls unter-
drückt, nicht aber beseitigt worden waren. 

Die Jahre 1989/90 - der Untergang des „real existierenden Sozialismus“ - setzten da-
her eine tiefe Zäsur für die deutsche „Linke“. Der „Antifaschismus“ wandelte sich von
der Legitimationsideologie der ehemaligen DDR zu einer Integrationsideologie für die
„Linke“ im wiedervereinigten Deutschland, die gegen einen gemeinsamen Feind - den
„rechten“ politischen Gegner und vermeintliche „faschistische“ Tendenzen in Staat
und Gesellschaft - gerichtetes Handeln, ungeachtet aller ideologischen Unterschiede,
ermöglicht. 

„Antifaschismus“ hat nach 1990 an theoretischer Fundierung eingebüßt, ist statt des-
sen stärker aktionistisch ausgerichtet und lässt in einer Vielzahl von Teilbereichen po-
litisches Engagement unter ein und demselben Vorzeichen zu. Geblieben ist die über-
ragende Funktion des „Antifaschismus“ für die linksextremistische Bündnisstrategie
und als Vehikel zur Verbreitung „linker“ Politikinhalte, denn, so heißt es etwa im „anti-
faschistischen Kalender“ von 1995:
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„Antifaschismus war immer mehr, als nur gegen Nazis vorzuge-
hen. Antifaschismus war immer unteilbar mit linken Ideen, mit
der Idee des Sozialismus verbunden und war zudem immer wie-
der politischer Anknüpfungspunkt auch zu bürgerlichen Krei-
sen.“

4. Facetten linksextremistischer Antifaschismusarbeit

Ansatzpunkt für linksextremistische „antifaschistische“ Agitation ist zum einen die
„Kontinuitätsthese“, d.h. die Behauptung eines angeblich nahezu bruchlosen Über-
gangs vom Nationalsozialismus zum politischen System der Bundesrepublik Deutsch-
land. „Belegt“ wird dies - wie schon die DDR-Geschichtsschreibung nachzuweisen
versuchte - mit dem angeblichen Fortbestehen „faschistischer Strukturen“ und der
„Machteliten des faschistischen Deutschlands“ in Justiz, Staat, Politik, Wirtschaft und
Militär. 

Die so genannte Refaschisierungsthese wiederum unterstellt die angebliche Wieder-
kehr des Faschismus in Deutschland, die sich im kontinuierlichen Auf- und Ausbau
„faschistischer“ Strukturen manifestiere und die vom Staat bewusst vorangetrieben
werde. Hierzu wird etwa das angebliche „Gewähren lassen“ von „Nazis“ gezählt oder
ein angeblicher „staatlicher Revisionismus“, der in der Gesellschaft den Boden für ei-
ne weitere faschistische Entwicklung bereiten solle.

Linksextremisten glauben, eine Zunahme „staatlichen Terrors“ - in erster Linie natur-
gemäß gegen „Linke“ - feststellen und eine Entwicklung absehen zu können, die un-
trüglich zumindest die Tendenz zum „Polizeistaat“ oder „präventiven Überwachungs-
staat“ beinhalte. Neben die zentrale Aufgabe, solchen Tendenzen entgegenzutreten,
tritt außerdem der Kampf gegen Rassismus, Repression, Militarisierung, Nationa-
lismus und Imperialismus, die als Wesenselemente des „Faschismus“ gelten. Dabei
werden immer wieder scheinbare Analogien zwischen der gegenwärtigen politisch-
sozialen Lage in Deutschland und der Entwicklung zum Nationalsozialismus bzw. der
Situation Ende der zwanziger/Anfang der dreißiger Jahre hergestellt. 
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4.1 „Antifaschismus“ als Kampf gegen „Nazis“

Unter den Teilbereichen der Antifaschismusarbeit ist
bereits seit Jahren eine Schwerpunktverlagerung
auf „Anti-Nazi-Arbeit“ unverkennbar. Auf diesem Po-
litikfeld lässt sich besonders gut die für (Links-)Ex-
tremisten typische Tendenz zu Verallgemeinerun-
gen, Pauschalisierungen, Übertreibungen und zum
Operieren mit Halbwahrheiten beobachten, um da-
mit ein angeblich vorhandenes politisches Szenario
zu konstruieren. Einzelvorfälle werden ohne Prüfung des Hintergrunds eingereiht in
eine vermeintliche Entwicklung bzw. Tendenz. Nach diesem Muster werden Schän-
dungen jüdischer Friedhöfe, Brandanschläge auf Wohnhäuser von Ausländern oder
Asylbewerberheime und das Auftreten von Skinheads („Nazibanden“) auf der Straße
zum „Regelfall“ hochstilisiert, wonach „in diesem Land kein Tag“ vergehe, „an dem
nicht rassistische und neonazistische Angriffe stattfinden.“ 4 Dabei wird ein dahinter
stehendes planmäßiges - vom Staat gedecktes - Vorgehen von „Nazis“ unterstellt, so-
zusagen nach „altem Strickmuster“:

„Vieles, was damals dem Naziterror voranging, prägt auch heu-
te die Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland. (...)
Auch die braunen Schlägertrupps sind heute wieder aktiv: Als
Skinheads und Neonazis, manchmal sogar als Soldaten in Uni-
form jagen sie Menschen allein wegen ihrer Herkunft oder ihres
Aussehens durch die Straßen, beleidigen, verprügeln oder töten
sie. Als rassistische Brandstifter zünden sie Häuser und Woh-
nungen an ...“.5
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4 Flugblatt „Die Brandstifter bekämpfen! Die Biedermänner entlarven!“ als Aufruf zu einem am
14. Oktober 2000 in Karlsruhe durchgeführten „Aktionstag“.

5 Aufruf zum 30. Januar 1998, in: „AARNie. Inforundbrief des Antifaschistischen Aktionsbündnisses
Rhein-Neckar“ Nr. 7/98.



In einem Flugblatt „Zentral-Organ“ vom September 1997 heißt es: 

„Diese Brände sind in ihrer Häufigkeit kein Zufall. Bei einem gro-
ßen Teil ist bekannt, dass die Ursache Brandstiftung war. Da die
Behörden immer versuchen, faschistische Übergriffe zu vertu-
schen, kann es nur durch antifaschistische Recherchen und Öf-

fentlichkeit gelingen, diese
aufzuklären. Die Brände
sind aber nur ein Teil fa-
schistischer Übergriffe.
Täglich werden Menschen,
die nicht in ihr Weltbild pas-
sen, angepöbelt und ange-
griffen. Die Behörden ver-
tuschen und verharmlosen
nicht nur Brandstiftungen.
Faschisten werden als Ein-
zeltäter dargestellt, die aus
‚pyromanischen Trieben’
handeln würden“. 

Aufrufe wie der zu einer Demonstra-
tion am 11. Oktober 1997 in Saalfeld
(Thüringen) unter dem Motto „Kein
Nazizentrum Saalfeld! Den rechten
Konsens durchbrechen! Faschistische
Strukturen aufdecken und zerschla-
gen!“ suggerieren, dass es bereits ei-
ne „faschistische“ Durchdringung von

Staat, Gesellschaft und Politik sowie entsprechende festgefügte „rechte“ Strukturen
gebe, die es zu zerschlagen gelte. 

Diese angeblichen Tendenzen rechtfertigten,
mehr noch, machten es zu einer Notwendigkeit
und moralischen Verpflichtung, selbst gegen
„Faschisten“ vorzugehen, denn, so heißt es,
wer „Faschisten agieren lässt und wegschaut,
trägt dazu bei faschistische und rassistische
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Aktivitäten zum Normalzustand werden zu lassen.“ 6 Dem deutschen Staat wird dabei
unterstellt, „auf dem rechten Auge blind“ zu sein und „Nazis“ mit seiner Rückende-
ckung frei agieren zu lassen, auch gegen „Linke“ (Stichwort „Anti-Antifa“ 7). 

4.2 „Antifaschismus“ als Kampf gegen „Revisionismus“

Die zeitgenössische Debatte um eine Neueinordnung und -bewertung der jüngeren
deutschen Vergangenheit, die u.a. mit dem so genannten Historikerstreit der Jahre
1987/88, d.h. der Kontroverse unter Geschichtswissenschaftlern über die Frage der
Einzigartigkeit bzw. Vergleichbarkeit nationalsozialistischer Verbrechen, in eine brei-
tere Öffentlichkeit getragen wurde, rührt an ein politisch-gesellschaftliches, aber ge-
rade auch für linksextremistische „Antifaschisten“ fundamentales Tabu. Einerseits ver-
lieh bislang die Erinnerung an die historische Schuld dem bekennenden „Antifaschis-
ten“ eine gewisse moralische Unangreifbarkeit. Andererseits begründete der angeb-
lich bruchlose Übergang des Systems von 1933 zur Bundesrepublik Deutschland
nach 1945 „antifaschistischem“ Engagement seine „Berechtigung“. Von Linksextremis-
ten wird deshalb jeder Versuch einer abweichenden Sichtweise gezielt in die Nähe
rechtsextremistischer Revisionisten gerückt und als „Geschichtsrevisionismus“, „Ge-
schichtsentsorgung“ oder „Geschichtsklitterung“ diffamiert, die die Verbrechen des
nationalsozialistischen Regimes verdrängten, von Schuld reinwaschen und verges-
sen machen wollten bzw. verharmlosten oder sogar verleugneten und damit den Bo-
den für eine neuerliche „faschistische“ Entwicklung bereiteten. So heißt es beispiels-
weise: 

„Die BRD-Machtpolitik in ihren alten Traditionen braucht die
Entsorgung des Nationalsozialismus zur Legitimierung ihres Sys-
tems. Leugnung der NS-Verbrechen, positive Bezugnahme auf
den deutschen Faschismus, totalitarismustheoretische Ansätze
oder das Gerede vom so genannten Ende der Nachkriegszeit
haben konkrete Ziele: Dem deutschen Imperialismus sollen im
internationalen Konkurrenzkampf um die Profite die bestehen-
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7 Überwiegend von Neonazis betriebene „Kampagne“, die dem „nationalen Lager“ unter Zurückstel-

lung interner Differenzen eine neue organisationsübergreifende Plattform verschaffen soll. Un-
mittelbarer Zweck der „Anti-Antifa“-Arbeit ist die „Feindaufklärung“, also die Ermittlung und Verbrei-
tung von Daten zu politischen Gegnern (u.a. „Linke“). Rechtsextremisten kopieren damit gewisser-
maßen spiegelbildlich die „Antifa“-Arbeit militanter Linksextremisten.



den politischen und militärischen Beschränkungen genommen -
der Zusammenhang von Faschismus und Imperialismus soll ge-
leugnet werden ...“.8

Im Umkehrschluss steht hinter einer solchen Agitation die Zielsetzung, eine aus-
schließlich „antifaschistische“ Sichtweise wach zu halten. Vor diesem Hintergrund ist
auch die hohe Aufmerksamkeit, die der Begehung von Gedenktagen („Jahrestag der
Machtergreifung“, „Jahrestag der Befreiung“ etc.) oder der Erhaltung bzw. dem Neu-
bau historischer Gedenkstätten gewidmet wird - eine für sich genommen wichtige und
ehrbare Aufgabe -, zu sehen. Was freilich dahinter steht, deuten Aussagen an wie die
folgende: 

„Eine Gleichsetzung von Opfern und Tätern wird zunehmend
betrieben. Das Gedenken, und damit auch die Schlussfolgerun-
gen aus dem antifaschistischen Widerstand, sollen offensicht-
lich verdrängt werden und in einen ominösen antitotalitären, ka-
pitalismusbejahenden Konsens münden.“ 9

Linksextremisten erkennen also durchaus die Gefahr, mit einem zunehmend hinter-
fragten, weil ideologisch gefärbten und einseitigen Geschichtsbild, das dem „Antifa-
schismus“ seine bislang kaum angefochtene Integrität und Legitimität verliehen hatte,
zugleich eines ihrer wichtigsten Instrumentarien im „antifaschistischen Kampf“ be-
raubt zu werden. 

4.3 „Antifaschismus“ als Kampf gegen „staatlichen Rassismus“ und „Aus-
grenzung“

Anzeichen für den angeblich systemimmanenten Rassismus und die gewollte Aus-
grenzung von Anders- und Fremdartigen ergeben sich für Linksextremisten insbe-
sondere aus der deutschen Asylgesetzgebung und dem Umgang der Behörden mit
Ausländern. Es werden Behauptungen aufgestellt wie die, dass selbst gewaltsame
Übergriffe von Polizeibeamten auf Asylsuchende schon zur Normalität zu werden
drohten. Dass solche Vorgänge schon gar nicht mehr auffielen, sei eine „logische
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Konsequenz aus dem strukturellen Rassismus, der der deutschen und europäischen
Abschreckungs- und Abschiebesystematik“ zugrunde liege. „... Erinnerungen an die
nationalsozialistischen Deportationen werden wach ...“.10 

Unterstellt wird ein teils legales, teils ille-
gales, in jedem Falle aber staatlich ge-
decktes, willkürliches Vorgehen gegen
„Nicht-Deutsche“, aber auch gegen sozia-
le Randgruppen und so genannte Margi-
nalisierte wie Drogenabhängige, Bettler
und Obdachlose. Außerdem behandele
die Polizei Nicht-Deutsche angeblich „re-
pressiver“ und zunehmend brutaler als
Deutsche. Dies spiele sich in einem „Be-
wusstseinsrahmen“ ab, der eine „gesamt-
gesellschaftlich wie auch individuell abge-
stufte Dehumanisierung von Nicht-Deut-
schen (in tausenderlei Spielarten: die
Asylanten, die Ausländer, die Russen, die
Afrikaner, die Dealermafia etc.)“ 11 bein-
halte. Unausgesprochen wird auch hier
eine Parallele gezogen zur staatlichen
Ausmerzungspolitik des Naziregimes hin-
sichtlich so genannten lebensunwerten
Lebens. Den „Biedermännern und Brandstiftern“ 12 in der Bundesregierung wird vor-
geworfen, angesichts der von ihnen verschuldeten anhaltenden „Sozialmisere“ Aus-
länder zu „Sündenböcken“ zu machen und zur Ablenkung von ihrer Verantwortung „zu
einer altbekannten Waffe: zur rassistischen Demagogie“ zu greifen.

4.4 „Antifaschismus“ als Kampf gegen „Repression“

Seit Jahren schon konstatieren Linksextremisten eine angeblich zunehmende „staat-
liche Repression“ nach innen zur Einschüchterung, Ausgrenzung, Unterdrückung,
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11 „Antifaschistisches Infoblatt“ Nr. 39 vom Juli/August 1997.
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Diskriminierung oder „Terrorisierung“ des missliebigen politischen Gegners, „und das
sind alle, die sich nicht in ihre ‚Volksgemeinschaft’ einreihen“ 13, also insbesondere
„Linke“, aber auch soziale Randgruppen. 

Diejenigen aber, so lautet die weitere Argumentation, die sich gegen den „zuneh-
menden faschistischen Terror“ zur Wehr setzten, würden „kriminalisiert“. Immer neue
„Kriminalisierungswellen“ jedoch seien „keineswegs eine neue Erscheinung“, sondern
reihten sich ein „in die Geschichte jenes Staates, dessen Verfolgungspraxis gegenü-
ber Oppositionellen auf eine lange Tradition zurückgreifen kann, der in Kontinuität
zum ‚Dritten Reich’ steht ...“ 14

Der These, dass der „faschistische Staat“ innerstaatliche Opposition durch Repres-
sion unterdrücken bzw. mundtot machen wolle, entspricht auch die Behauptung, dass
es in Deutschland „politische Gefangene“ gebe: 

„Isolationshaft gegen politische Gegner hat in diesem Land eine
lange Geschichte. Sie wurde immer mit dem Ziel eingesetzt, ge-
fangene GegnerInnen des Systems und herrschender Politik zu
brechen und zum Aufgeben ihrer Haltung zu zwingen. Sie wur-
de praktiziert in den Zuchthäusern und Konzentrationslagern
des Nazifaschismus, um Gefangene zu foltern und zur Aufgabe
ihres Widerstands gegen den Faschismus zu zwingen. Anfang
der 50er Jahre wurde diese Haftmethode gegen inhaftierte
KommunistInnen eingesetzt. Sie waren der herrschenden Klas-
se ein Dorn im Auge, waren sie doch eine ernsthafte Gefahr für
die Durchsetzung der Remilitarisierung und der Notstandsge-
setze. Isolation als Haftprogramm institutionalisiert wird von der
Bundesregierung und dem bundesdeutschen Justizapparat seit
Beginn der 70er Jahre eingesetzt.“ 15

Der fortgesetzte Wille zur Unterdrückung von Systemopposition komme in einem kon-
tinuierlichen Ausbau des „Polizei- und Überwachungsstaats“ zum Ausdruck. Einen
entscheidenden Schub erhielt diese vermeintliche Tendenz im Zuge der „Anti-Terror“-
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Maßnahmen nach den Anschlä-
gen in New York und Washing-
ton vom 11. September 2001.
Diese Ereignisse lieferten nach
„linker“ Lesart den entscheiden-
den Vorwand, um ohnehin be-
reits in der Schublade liegende
Pläne endlich verwirklichen zu
können:

„Eine entscheidende Folge der Anschläge stellt die sprunghafte
Verschärfung innenpolitischer Repressionsmaßnahmen dar. In
der BRD war innerhalb weniger Tage ein massiver Rechtsruck
zu verspüren... . Die verschiedensten staatlichen Maßnahmen
zur Überwachung, Repression etc., die über Jahre als überzo-
gen in der Kritik standen, werden nun im Zuge der geschürten 
Angst vor dem Terror wieder hoffähig.“ 16   

4.5 „Antifaschismus“ als Kampf gegen „Militarismus“, „Nationalismus“
und „Imperialismus“

Ein Datum von grundlegender Bedeutung in der de-
magogischen Argumentation von Linksextremisten ist
die deutsche Wiedervereinigung von 1989/90: Die
Rückgewinnung der vollen Souveränität seit diesem
Zeitpunkt bedeute das Abwerfen der von den Alliierten
angelegten Fesseln, verbunden mit einer Selbstbefrei-
ung von Schuld an den Verbrechen des Nationalsozi-
alismus. Seither sei Deutschland erneut auf dem Weg
zu einer wirtschaftlichen und politischen Weltmacht.
Diese unter Stichworten wie „Groß-Deutschland“ oder „Viertes Reich“ eingeordnete
Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland enthält damit vielfach gleichzeitig eine
klare antideutsche Komponente.
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Angegriffen wird in diesem Zusammenhang auch die angebliche erneute „Militarisie-
rung“. Darunter subsumieren Linksextremisten z.B. das Abhalten öffentlicher Rekru-
tengelöbnisse, die immer wieder Objekt gezielter Störaktionen werden. Solche Ver-
anstaltungen gelten als wichtiger Meilenstein in der „Remilitarisierung des öffentlichen
Raumes“. Die Öffentlichkeit solle damit, so heißt es, auf „‚friedensstiftende‘ Einsätze
der Bundeswehr eingestellt werden, da vor der Aggression nach außen die Einheit
nach innen hergestellt sein muss. In diesem Sinn soll Militär wieder normal werden im
deutschen Straßenbild... .“ 17 Öffentliche Gelöbnisse zählten zu den „akzeptanzschaf-
fenden Maßnahmen“, seien allerdings „letztendlich kriegsvorbreitende Maßnahmen“ 18.

Außerdem ist die Bundeswehr Zielscheibe fortgesetz-
ter Diffamierung, nicht nur als angeblich erneut kriegs-
tauglich und -fähig gemachtes Instrument des „deut-
schen Imperialismus“, sondern auch als vermeint-
licher Hort des Neonazismus. Unter der Überschrift
„Rühes brauner Haufen“ diagnostizierte beispiels-
weise die DKP-Parteizeitung „unsere zeit“ (uz) in
der 1997 angelaufenen Debatte um Neonazis in
der Bundeswehr, dass immer „neue Fakten ans
Tageslicht“ kämen, Indizien „in der langen Kette
der nach rechts weisenden Grundtendenz in der
Armee“ 19. Nach bewährtem Muster werden
auch hier einzelne Tatsachen und Faktoren zu-
sammengetragen, aus denen eine Allgemein-

gültigkeit beanspruchende politische Aussage abge-
leitet wird: Die angeblich steigende Zahl rechtsextremistischer Vorkomm-

nisse in der Bundeswehr, eine in der Öffentlichkeit diskutierte sozialwissenschaftliche
Untersuchung über eine „rechtsnationale“ Einstellung bei einer überwiegenden Zahl
von Offiziersstudenten an den Bundeswehrhochschulen, die Erinnerung an den Auf-
bau der Bundeswehr unter Mitwirkung ehemaliger Generale der Deutschen Wehr-
macht oder die Vorbereitung auf Einsätze auch außerhalb des Territoriums der NATO-
Mitgliedsstaaten sowie die Ausbildung von Bundeswehr-Spezialeinheiten wie im ba-
den-württembergischen Calw sollen in ihrer Aneinanderreihung das Bild einer wieder-
erstehenden „faschistischen“ Armee und eines imperialistischen deutschen Staates
zeichnen, der schon wieder Kriegsvorbereitungen trifft.
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Der erstmalige Einsatz der Bundeswehr im Rahmen der NATO-Militäraktionen im Ko-
sovokonflikt von 1999 gilt als Meilenstein in der deutschen Geschichte seit 1945, dem
in der Logik von Linksextremisten geradezu zwangsläufig weitere „Kriegseinsätze“
folgen werden. Eine „Bestätigung“ dieser Sicht lieferte die deutsche Beteiligung am
Afghanistankrieg im Zuge der Bekämpfung des islamistischen Terrors seit dem
11. September 2001.

5. Träger linksextremistischer Antifaschismusarbeit

Linksextremisten sind von ihrem Selbstverständnis her immer gleichzeitig auch „Anti-
faschisten“. Von daher fühlen sich grundsätzlich sämtliche linksextremistische Par-
teien und Organisationen der „Antifaschismusarbeit“ verpflichtet. Für orthodoxe
Linksextremisten ist dabei die Rolle der Kommunisten im Rahmen des Widerstands
gegen den Nationalsozialismus zentraler Bezugspunkt. Das Leiden und politische
Wirken von Kommunisten in den Konzentrationslagern verleiht bis heute dem Füh-
rungsanspruch der Kommunisten auf dem Feld des „Antifaschismus“ seine morali-
sche Rechtfertigung, denn diese, so lautet die Argumentation, hätten sich dem Fa-
schismus am entschiedensten entgegengestellt und die größten Opfer gebracht.

Bei Maoisten und Trotzkisten hat der „Antifaschismus“ nie einen vergleichbaren Stel-
lenwert erlangt. Gleichwohl haben auch diese die Erfolgsträchtigkeit dieses Themen-
felds erkannt. Hervorgetan hat sich hier beispielsweise für einige Jahre die inzwi-
schen wieder bedeutungslos gewordene, 1992 von der trotzkistischen „Sozialisti-
schen Alternative VORAN“ (SAV) initiierte „Jugend gegen Rassismus in Europa“
(JRE). „Antifaschismus“ als praktische „Politik“ des Vorgehens gegen „Rechte“ oder
den Vertrieb „rechter“ Zeitungen und Zeitschriften besaß hier einen weniger ideolo-
gisch fundierten, dafür aber deutlich politisch-taktischen Hintergrund, nämlich die Ziel-
setzung, über „antifaschistischen“ Aktionismus Nachwuchs für die eigene Organisa-
tion zu rekrutieren. 

Im Bereich des nichtorganisierten Linksextremismus ist „Antifaschismusarbeit“ seit
Jahren ein dominierendes politisches Aktionsfeld der so genannten Autonomen.
Linksextremistisch motivierte Straf- und Gewalttaten, die im Zusammenhang mit der
„Antifaschismus“-Thematik begangen werden, gehen vornehmlich auf das Konto die-
ser „Szene“.
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Hass auf das als „faschistisch“ verstandene System der Bundesrepublik Deutschland
war schließlich ebenfalls eine der treibenden Kräfte für die Entstehung des linksex-
tremistischen Terrorismus Anfang der 70er Jahre. Die - inzwischen aufgelöste - „Ro-
te Armee Fraktion“ (RAF) als militantester Ausfluss der Studentenbewegung der spä-
ten 60er Jahre war u.a. wesentlich beeinflusst von den Faschismustheorien der
„Frankfurter Schule“ (Adorno, Horkheimer). Der „Antifaschismus“ der RAF-„Politik“
war allerdings von deren primär internationalistischer und antiimperialistischer Aus-
richtung überlagert. 

5.1 Linksextremistische Parteien und Organisationen

Anknüpfend an den kommunistischen Widerstand aus der
Zeit des Nationalsozialismus war seit ihrem Bestehen die
„Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP) in Deutschland
die führende Kraft in der - unter ideologischer Anleitung
durch die KPdSU und in finanzieller Abhängigkeit von der
SED - unter dem Signum des „Antifaschismus“ betriebe-
nen politisch-ideologischen Auseinandersetzung zwischen
Ost und West. Der Zusammenbruch des Ostblocks
1989/90 hat zu einer entscheidenden Schwächung der

DKP geführt, die ihre Kampagnenfähigkeit bis heute nicht wiedererlangt hat. Eine tra-
gende Rolle spielt indes noch immer die ursprünglich von der DKP bzw. SED ideolo-
gisch-finanziell abhängig gewesene „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes -
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten“ (VVN-BdA). 

Neben der VVN-BdA war es die besonders stark vom früheren „Bund Westdeutscher
Kommunisten“ (BWK) beeinflusste „Arbeitsgemeinschaft gegen Reaktion, Fa-
schismus und Krieg (Volksfront)“ 20. Sie ließ bereits durch ihre Organisationsbezeich-
nung erkennen, dass der „Kampf gegen den Faschismus“ der ausschließliche Grund
ihres Daseins war. Inzwischen allerdings bedeutungslos geworden, konzentriert sie
sich hauptsächlich auf die Mitherausgabe der „Antifaschistischen Nachrichten“.

Die VVN-BdA hingegen ist der Hauptträger der Antifaschismuskampagne im or-
thodox-kommunistischen Bereich geblieben, wenngleich sich ihre Beziehungen zur
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DKP inzwischen wesentlich gelockert haben. 1947 als VVN und als gesamtdeutsche
Organisation gegründet, stellte sie bereits 1953 ihre Tätigkeit in der ehemaligen DDR
wieder ein mit der Begründung, die dortige politische und gesellschaftliche Entwick-
lung habe ihr Wirken obsolet gemacht. Im Westen gab sie sich im Jahr 1971 den Na-
menszusatz „Bund der Antifaschisten“. Damit hielt sie nicht nur ehemalige NS-Opfer
und Widerstandskämpfer in ihren Reihen, sondern öffnete sich allen „Antifaschisten“,
insbesondere jüngeren Menschen, um der fortschreitenden Überalterung ihrer Mit-
glieder entgegenzuwirken.

Sich ursprünglich primär als ein Organ der NS-Verfolgten präsentierend, setzte sich
die VVN-BdA nach Kriegsende für die Entschädigung der Opfer, Wiedergutmachung
und konsequente Entnazifizierung ein. Die wenigen, noch heute lebenden Angehöri-
gen des kommunistischen Widerstands - nicht selten gleichzeitig Mitglieder der DKP
- treten als Zeitzeugen öffentlich auf, um als ehemalige Opfer des Nationalsozialismus
glaubwürdig und moralisch legitimiert die Erinnerung an die Vergangenheit wach zu
halten und vor vermeintlich erneut drohenden „faschistischen“ Gefahren zu warnen.

Daneben engagiert sich die Organisation bei der Abhaltung von Gedenkveranstal-
tungen sowie für den Bau bzw. die Erhaltung von Gedenkstätten und Mahnmalen,
allerdings geprägt durch ein tendenziöses Geschichtsbild, das dazu dienen soll, His-
torie politisch-agitatorisch zu instrumentalisieren.

Zu den Aktivitäten der VVN-BdA gehören außerdem die Herausgabe von Zeitschriften
(„Antifaschistische Nachrichten“, „Antifa-Rundschau“) und sonstigen Publikationen,
das Abhalten von bzw. die maßgebliche Beteiligung an einschlägigen Veranstaltun-
gen („antifaschistische Sozialkonferenz“) oder das Anmelden und Durchführen von
Demonstrationen, Kundgebungen und sonstigen Protestaktionen, die sich gegen die
vermeintliche „Rechtsentwicklung“ in Deutschland richten. Dabei sucht die VVN-BdA
gezielt das Bündnis mit anderen - auch „bürgerlichen“ - politischen Kräften. 

Die Aktivitäten der in Baden-Württemberg noch immer etwa 1.400 Mitglieder um-
fassenden Organisation sind nach 1990 stark zurückgegangen bis hin zu völliger In-
aktivität einzelner Kreisverbände. Dies ist primär bedingt durch die seit der Wie-
dervereinigung und dem Ende der DDR ausbleibende finanzielle Unterstützung von
DKP und SED, aber auch durch den fortschreitenden Überalterungsprozess ihrer Mit-
glieder. Das Bekanntwerden der beträchtlichen Geldzuwendungen aus dem Osten an
die VVN-BdA hatte zu heftigen internen Auseinandersetzungen geführt. Anstoß er-
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regte indes nicht die Tatsache als solche, sondern lediglich der Umstand, dass diese
Zuwendungen bis dahin vor den Mitgliedern geheim gehalten worden waren.

Weniger in ihrer ideologischen Ausrichtung als in ihrer politischen Zusammensetzung
hat die VVN-BdA im Lauf ihres Bestehens erkennbare Wandlungen durchgemacht:
Von einer Tarnorganisation der KPD in den 50er und 60er Jahren über ihre Funktion
als wichtigste Vorfeldorganisation der DKP in den 70er und 80er Jahren mit dem Auf-
trag, die Massen im Antifaschismuskampf zu mobilisieren, organisieren und instru-
mentalisieren, hat sich die VVN-BdA seit dem Ende des DDR-Regimes zunehmend
auch anderen politischen Strömungen geöffnet. Seit etwa Mitte der neunziger Jahre
formuliert die VVN-BdA ein verändertes Selbstverständnis als ein organisatorisches
„Bündnis im Bündnis“ einer umfassenden „antifaschistischen Bewegung“. Dies ent-
spricht dem Entschluss, neben anderen linksextremistischen Strömungen bis hin zu
Autonomen weiterhin auch demokratischen Kräften in der Organisation Raum zu ge-
währen. So engagieren sich inzwischen viele Mitglieder der Organisation im Sinne
des Antifaschismus, ohne jedoch selbst gleichzeitig linksextremistische Positionen zu
vertreten. Eine damit etwa verbundene Distanzierung der Organisation als solcher
von Extremisten ist hingegen nicht zu erkennen. Vielmehr ist der prägende Einfluss
der DKP über die Besetzung von Funktionärsstellen weiterhin gewährleistet.

Bleibende Zielsetzungen der VVN-BdA sind das Mahnen, Warnen und aktive Vorge-
hen gegen „neofaschistische, rechtsextreme Parteien und Organisationen“ (vor allem
mittels des Instruments „antifaschistischer“ Bündnispolitik), „Geschichtsarbeit“ im Sin-
ne eines Vorgehens gegen die „staatliche Geschichtsfälschung“ und Aufrechterhal-
tung eines „antifaschistisch“ geprägten Geschichtsverständnisses, die Verhinderung
eines „Umbaus der Bundeswehr in eine Angriffsarmee“, das Ankämpfen gegen neu-
erliche „militärische Großmachtambitionen“ und nicht zuletzt die Mitarbeit in der „Frie-
densbewegung“. Sowohl die angewandte Terminologie als auch die Zusammenset-
zung dieser Politikfelder fügen sich nahtlos in die klassischen Aktionsfelder des links-
extremistischen „Antifaschismus“ ein.

5.2 „Autonomer Antifaschismus“

Der so genannte autonome Antifaschismus entstand im Zuge der Herausbildung der
autonomen Bewegung Anfang der 80er Jahre. Diese Form des „Antifaschismus“
unterscheidet sich von der orthodox-kommunistisch orientierter Kräfte nicht nur durch
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die Anknüpfung an andere historische Vorbilder in Teilen der Szene, sondern ebenso
wesentlich durch den „Konsens der Militanz“. Verbunden mit der Gewaltbereitschaft
ist ein überwiegend „praktischer“ Ansatz, der „Anti-Nazi-Kampf“, mit dem Ziel, jegli-
ches Wirken von „Faschisten“ in der Öffentlichkeit und deren gesellschaftliche Ak-
zeptanz zu verhindern. 

Auch Autonome beziehen sich auf historische Vorbilder, wobei allerdings von einer
einheitlichen Orientierung der „Szene“ nicht gesprochen werden

kann. Von der KPD aus der Zeit vor 1935 haben die einen
nicht nur die „Sozialfaschismus“-These übernommen, indem
sie - außer Skinheads und Neonazis - selbst Angehörige „lin-
ker“ demokratischer Parteien als angebliche Förderer

rechtsextremistischer Tendenzen in die Reihe der von ihnen
zu bekämpfenden „Faschisten“ einordnen. Hinzu kommt das

Anknüpfen an eingängige Parolen wie die des ehemaligen KPD-
Führers Heinz Neumann von 1929 („Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft“) oder bei
anderen Teilen der Autonomen die Übernahme von Bezeichnungen wie „An-
tifaschistische Aktion“ (eine 1932 von der KPD gegründete Vorfeldorganisation) sowie
- in Abwandlung und verschiedenen Variationen - die Verwendung von deren Emble-
men. Dabei symbolisieren die heute nach links wehenden Fahnen nicht mehr - wie im
historischen Zeichen der „Antifaschistischen Aktion“ - die von der KPD in späteren
Jahren angestrebte Einheitsfront mit der SPD, sondern die unterschiedlichen histori-
schen Bezugspunkte „autonomer Antifaschisten“: die kommunistische bzw. anarchis-
tische Richtung. Das Vorgehen gegen SA-Schlägertrupps hatte sich die seinerzeitige
„Antifaschistische Aktion“ zur Aufgabe gesetzt; dem entspricht wiederum der Kampf
gegen „Nazis“ auf der Straße als eine - sogar der wichtigsten - unter den Aktionsfor-
men des „autonomen Antifaschismus“.

Vor 1990 besaß „Antifaschismus“ für Autonome keineswegs den heutigen Stellenwert,
sondern wurde vielmehr durch eine Reihe brisanterer Themen wie Anti-Kernkraftpro-
test, Startbahn West, „Deutscher Herbst“ 1977 oder den „Häuserkampf“ überlagert.
Ende der 80er Jahre konzentrierte sich „antifaschistisches“ Engagement auf den
„Widerstand“ gegen den Einzug rechtsextremistischer Parteien wie „Die Republika-
ner“ (REP) oder die „Deutsche Volksunion“ (DVU) in Landesparlamente. 1991/92
rückten die Brandanschläge auf Asylbewerberwohnheime oder Wohnhäuser von Aus-
ländern in Hoyerswerda, Rostock, Mölln und Solingen und angesichts der solcher-
maßen dokumentierten vermeintlichen Pogromstimmung gegen Ausländer die The-
matik „faschistischer Gewalt“ in Staat und Gesellschaft erneut in den Blickpunkt der
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Öffentlichkeit. Damit einhergehend gewann die „antirassistische“ Komponente des
linksextremistischen „Antifaschismus“ an Bedeutung. Der sprunghafte Anstieg von
Gewalttaten mit rechtsextremistischem Hintergrund sowie der Beginn des gegenseiti-
gen Aufschaukelns zwischen Links- und Rechtsextremisten führten zu einem Auf-
schwung gerade des „autonomen Antifaschismus“ und verliehen ihm eine bis heute
ungebrochene Aktualität.

„Autonomer Antifaschismus“ beinhaltet unverändert Konsens in der Bereitschaft zur
Anwendung von Gewalt, um mittels militanter Aktionen und Anschlagskampagnen
den „rechten“ Gegner anzugreifen und „faschistische Strukturen“ zu zerschlagen. Ein
Teil der autonomen „Antifaschisten“ aber bekennt sich darüber hinausgehend mehr
oder weniger offen dazu, mit ihrer „Antifaschismusarbeit“ mehr als reine „Anti-Nazi-Ar-
beit“, also weiterreichende politische Ziele zu verfolgen mit der nicht näher konkreti-
sierten Zielperspektive einer „herrschafts- und ausbeutungsfreien Gesellschaft“. In ei-
nem Demonstrationsaufruf gegen den am 18. November 2000 in Winnenden durch-
geführten Parteitag der REP heißt es zum Beispiel: 

„Ein wirkungsvoller Antifaschismus muss sich gegen die Wur-
zeln des Faschismus richten, die im kapitalistischen System so-
wie in gesellschaftlicher und staatlicher, rassistischer und sexis-
tischer Unterdrückung liegen. Der Kampf gegen den Fa-
schismus muss den Kampf gegen alle Unterdrückungsformen
und den Kampf für eine klassenlose Gesellschaft bedeuten! ...
Deshalb: Kein Antifaschismus ohne revolutionäre Perspektive!“ 

Verminderte öffentliche Präsenz von Rechtsextremisten führt zu Auflösungser-
scheinungen in der Antifaszene, da damit konkrete Inhalte und Ziele abhanden kom-
men, verstärkte „Fascho“-Aktivitäten dagegen haben auch die Neugründung von
„Antifa“-Gruppen zur Folge. Insofern ist von einer hohen Fluktuation im Bereich der
Antifaschismusarbeit auszugehen. Das Fehlen beständigerer Grundlagen und der
Mangel an kontinuierlicher politischer Arbeit sind der „Szene“ durchaus bewusst. An-
sätze zu längerfristiger Organisierung im Interesse der Erhöhung der eigenen politi-
schen Wirksamkeit gab bzw. gibt es zum Beispiel mit der „Antifaschistischen Ak-
tion/Bundesweite Organisation“ (AA/BO) und dem „Bundesweiten Antifa-Treffen“
(BAT). Erstere - bereits 1992 gegründet - ist nach relativ langer Lebensdauer in-
zwischen allerdings wieder aufgelöst worden.
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5.3 „Antifaschistische“ Bündnisse

Gerade der „Antifaschismus“ ist - wie kaum ein anderes Thema - geeignet, Unter-
stützung bis weit in das „bürgerliche“ Lager hinein zu gewinnen, indem die Bildung
möglichst breiter Bündnisse als eine Art Präventivmaßnahme gegen „faschistische“
Tendenzen in Politik und Gesellschaft propagiert wird. 

Die ideologischen Ursprünge der kommunistischen Bündnispolitik reichen zurück in
das Jahr 1935. Sie zielt seither auf einen umfassenden Zusammenschluss „linker
Kräfte“ ab. Bis dahin war ein wichtiger potenzieller Bündnispartner, die deutsche So-
zialdemokratie, allein schon wegen ihrer Bejahung der parlamentarischen Demokra-
tie und ihrer antikommunistischen Haltung konsequent als „sozialfaschistisch“ diffa-
miert worden. Der von KPD und Komintern von 1924 bis 1935 vertretenen so ge-
nannten Sozialfaschismusthese zufolge hatte die Sozialdemokratie, die angeblich
den Faschismus stütze, als die wahre „Agentur“ des Kapitals gegolten, der gegenü-
ber die eigentlichen faschistischen Organisationen noch vergleichsweise harmlos
seien. Die Folge war, dass die Kommunisten in den späten Zwanzigern und bis Mitte
der dreißiger Jahre weit mehr die Sozialdemokratie als den Nationalsozialismus be-
kämpften. Die bereits erwähnten Ausführungen Dimitroffs auf dem VII. Weltkongress
der „Kommunistischen Internationale“ von 1935 bedeuteten insofern eine taktische
Wende, als seither die „antifaschistische Einheitsfront der Arbeiterklasse“ nunmehr
unter Einschluss auch der Sozialdemokraten sowie „bürgerlicher Antifaschisten“ in
der erweiterten „antifaschistischen Volksfront“ zur Errichtung einer „antifaschistisch-
demokratischen Neuordnung“ als Übergang zum Sozialismus angestrebt wurde. 

Bündnispolitik ist bis heute die taktische Methode von Linksextremisten geblieben, um
als Minderheit aus einer Position der Schwäche heraus auf eine Veränderung der po-
litischen Machtverhältnisse hinzuwirken. Der von Lenin entwickelten Taktik zufolge
gelten das Eingehen von zeitweisen „Aktionseinheiten“ und die „Massenarbeit“ als die
Mittel, um in immer breiteren Kreisen der Bevölkerung Anklang zu finden und über die
eigene zahlenmäßige Bedeutung hinaus politischen Einfluss zu erlangen. Im Interes-
se der Gewinnung von Bündnispartnern lassen Kommunisten ihre eigentlichen politi-
schen Intentionen zugunsten einer gemeinsam getragenen, allgemeiner formulierten
Zielsetzung zunächst in den Hintergrund treten, ohne jedoch jemals das Endziel aus
den Augen zu verlieren.

Auch Autonome suchen teilweise - und soweit sie nicht der „Sozialfaschismusthese“
anhängen, die eine Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten ausschließt - das

29



Bündnis mit „bürgerlichen“ Kräften. In solchen, überwiegend regionalen Zu-
sammenschlüssen arbeiten Organisationen und Einzelpersonen, darunter auch Aus-
länder, in konkreten Aktionen vor Ort zusammen. Diese Bündnisse sind von unter-
schiedlicher Zusammensetzung, Dauer und Festigkeit sowie Größe und Form („of-
fen“, d.h. für jedermann zugänglich oder „geschlossen“, d.h. nur einem bestimmten,
festgefügten Personenkreis vorbehalten). Sie werden oft anlass- oder kampagnenbe-
zogen gebildet, doch gibt es auch Bemühungen um eine längerfristige, kontinuierliche
Kooperation. Deren Aussichten auf Erfolg werden allerdings spiegelbildlich von den
politischen Aktivitäten des Gegners bestimmt. Ein Nachlassen gegnerischer Aktivitä-
ten führt häufig zu verringerter Motivation und Zerfallstendenzen in solchen Zu-
sammenschlüssen, die als „Antifaschistisches Bündnis“, „Anti-Nazi-Bündnis“, „Antifa-
schistischer Arbeitskreis“, „Antifaschistisches Aktionsbündnis“, „Antifaschistisches
Komitee“, „Bündnis gegen rechts“ und unter ähnlichen Bezeichnungen aktiv werden.

Zu dem Bestreben, insbesondere Jugendliche und Schüler in die Antifaschismus-
arbeit einzubinden, gehört die Gründung so genannter Jugend-Antifas oder einer
„Antifa Jugendfront“. Auch hier gibt bzw. gab es bundesweite Zusammenschlüsse wie
die „Antifa Jugendfront/Antifa Jugend“ (AJF/AJ) analog zu der bereits genannten
AA/BO. Unter der Bezeichnung „Fantifa“ firmieren außerdem örtliche bzw. überregio-
nale Vereinigungen von Frauen-„Antifa“-Gruppen. 

Das Ziel, ein Netz von Antifagruppen auf lokaler oder regionaler Ebene aufzubauen,
bleibt seit jeher Theorie. In dieser Richtung ist immerhin ansatzweise ein „Antifaschis-
tisches Aktionsbündnis Baden-Württemberg“ in Erscheinung getreten. Bemühungen
um überregionale Zusammenschlüsse sind hier bereits seit Jahren erfolgreicher. Be-
kanntestes Beispiel einer überregionalen Organisierung autonomer „antifaschisti-
scher“ Gruppen war die bereits erwähnte „Antifaschistische Aktion/Bundesweite Or-
ganisation“ (AA/BO).

6. Formen linksextremistischer Antifaschismusarbeit

Antifaschismusarbeit beinhaltet bereits seit Jahren in erster Linie „Anti-Nazi-Arbeit“.
Die „antifaschistische Praxis“ besteht aus einer ganzen Palette von Aktionsformen mit
differierenden Zielsetzungen, die von der „Szene“ selbst in „legal“ und „nicht legal“
unterschieden werden.
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„Legale“ Antifaschismusarbeit wie die Ende 1992 gestartete Kampagne „Gegen die
faschistischen Zentren vorgehen“ setzt auf Bündnisdemonstrationen, die einerseits
die Zahl derer, die sich in diesem Sinne zu engagieren bereit sind, erhöhen (Mobili-
sierungseffekt) und andererseits - verbunden mit gezielter Medienpolitik - die Thema-
tik bis in weite „bürgerliche“ Kreise hineintragen sollen (Öffentlichkeitsarbeit). Entge-
gen ihrer Bezeichnung schließt diese Form der Antifaschismusarbeit durchaus auch
Gesetzesverstöße ein. Im entscheidenden Unterschied dazu wird mit den „nicht lega-
len“ Aktionsformen in der Regel ein gewaltsames Vorgehen gegen den „rechten“ po-
litischen Gegner umschrieben. Freilich geht auch von solchen Gewaltaktionen eine
mobilisierende Wirkung auf die „Szene“ aus, indem verbuchte „Erfolge“ zu weiteren
Aktionen dieser Art ermutigen (sollen).

6.1 „Legaler Antifaschismus“

Zur „legalen Antifaschismusarbeit“ zählen Flugblattaktionen, Plakatierungen, De-
monstrationen/Kundgebungen, Infostände, Filmvorführungen sowie Informations-,
Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen. Dazu gehören ferner das Recherchieren
und systematische Sammeln von Informationen über tatsächliche oder vermeintliche
„Nazis“ („Fahndungsfaschismus“) unter Zuhilfenahme auch technischer Mittel wie Fo-
tos und Videoaufzeichnungen, das „Outen“ von tatsächlichen oder vermeintlichen Na-
zis durch Demonstrationen und Mahnwachen am Wohnort sowie das Verteilen von
Flugblättern oder Postwurfsendungen mit näheren Angaben zur Person an die Nach-
barschaft des Betreffenden. Das Ganze wird auch als „antifaschistische Öffentlich-
keitsarbeit“ umschrieben.

Die Veröffentlichung der Rechercheergebnisse über rechtsextremistische - aber auch
im weiteren Sinne „rechte“ - Gruppen und Einzelpersonen erfolgt außer in „Steckbrie-
fen“ in Broschüren und regionalen Szeneblättern. Dazu gehören in Baden-Württem-
berg u.a. die „AZ - Antifaschistische Zeitung für Freiburg“ oder die seit August 1997
erschienene, inzwischen jedoch eingestellte Publikation „AARNie“ („Antifaschisti-
sches Aktionsbündnis Rhein-Neckar, Info-Express“) mit dem Untertitel „Info-Rundbrief
des Antifaschistischen Aktionsbündnis Rhein-Neckar“. Darüber hinaus gibt es
bundesweit verbreitete Publikationen wie das „Antifaschistische Infoblatt“, die „Antifa-
schistischen Nachrichten“, „Der rechte Rand. Informationen von und für Antifaschis-
tInnen“, „Antifa-Jugend-Info“ bis hin zu Handbüchern, etwa unter dem Titel „Drahtzie-
her im braunen Netz“, in denen über die Neonaziszene und ihre internationalen Ver-
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bindungen aufgeklärt werden soll. Über tatsächliche oder angebliche „Nazizentren“ in-
formieren neben Faltblättern auch Broschüren, so z.B. „Patrioten, Pfaffen und Politi-
ker. Das Studienzentrum Weikersheim zwischen Nationalkonservativismus und Fa-
schismus“ von der linksextremistischen Stuttgarter Gruppe „AQuadrat“. Zusätzlich
befinden sich neben den im normalen Buchhandel erhältlichen, für eine breite, auch
nichtextremistische Leserschaft konzipierten Publikationen wie dem „Antifa Reader“
als einem „antifaschistischen Handbuch und Ratgeber“ auch Broschüren im Umlauf,
die praktische Informationen und Hinweise für die Antifaschismusarbeit enthalten, so
z.B. „Tips und Trix für Antifas“ oder „Antifa. Diskussion und Tips aus der antifaschisti-
schen Praxis“. Diese Palette reicht bis hin zum „antifaschistischen Kalender“, der als
„Begleiter für 365 Tage... über den ‚normalen’ Kalender hinaus Infos und Tips für anti-
faschistische Aktionen bietet.“ 21

Zur Antifaschismusarbeit gehören auch bestimmte „Schutzmaßnahmen“ für potenziell
von „Nazi-Angriffen“ Betroffene, so z.B. „Patrouillengänge“ in „nazi-gefährdeten“
Wohnbezirken oder vor Asylbewerberwohnheimen, aber auch die Einrichtung von
„Antifaschistischen/Antirassistischen Notruf- und Infotelefonen“, die aktuelle Informa-
tionen bereithalten oder bei denen Hilfe angefordert werden kann. Die schon vor Jah-
ren aktuelle Aktion „der gelbe Punkt“ sollte Ausländern in jeder Gaststätte, an der ein
solcher gelber Punkt angebracht war, einen von „Fascho“-Übergriffen ungefährdeten
Aufenthalt garantieren.

Die Aufmerksamkeit von Linksextremisten gilt über Personen und Gruppen hinaus
Treff- und Tagungsorten von Rechtsextremisten, so
genannten faschistischen Zentren, aber auch sonsti-
gen Veranstaltungen und Versammlungen, darunter
besonders Parteitagen. Das Ziel einer Verhinderung
solcher Tagungen als „Treffen von Auschwitzleugnern,
Rassisten, Antisemiten und selbst ernannten
‚Germanenkundlern’“ steht ebenfalls im Zusammen-
hang mit der Zielsetzung, „Faschisten überall da an-
zugreifen, wo sie wohnen, leben und arbeiten!“ 22

Auch in diesem Zusammenhang werden gezielt - etwa in Flugblattaufrufen - Namen
von Teilnehmern veröffentlicht, verbunden mit der unverhohlenen Aufforderung: „Mit-
glieder angreifen! Organisationen thematisieren! ...“
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Die Verhinderung „faschistischer“ Aufmärsche, unter denen z.B. die anlässlich des To-
destags von Rudolf Heß am 17. August stattfindenden Veranstaltungen jahrelang an
erster Stelle in der Prioritätenskala standen, gehört zu den wichtigsten Anliegen „anti-
faschistisch“ motivierter Aktivitäten von Linksextremisten. Die Ankündigung „rechter“
Demonstrationen und Kundgebungen führt daher regelmäßig zu entsprechenden „lin-
ken“ Gegenkundgebungen mit Teilnehmern, die bei überregionaler Mobilisierung oft
aus dem gesamten Bundesgebiet anreisen, um den betreffenden Auftritt „Rechter“ zu
stören und/oder zu verhindern. Dabei können gewaltsame Zusammenstöße oft nur
durch massive Polizeipräsenz vermieden werden. Eben diese hohe Polizeipräsenz
hat dazu geführt, dass Autonome nach anderen Wegen suchen, um „Faschos“ direkt
zu treffen. So kommt es immer wieder auch zu Angriffen auf die Logistik, etwa auf
Busunternehmen, die Rechtsextremisten zu ihren Veranstaltungsorten befördern. Der
dabei entstehende Sachschaden geht - wie Fälle aus der Vergangenheit zeigen - in
die Hunderttausende.

Im „antifaschistischen“ Blickpunkt befinden sich auch immer wieder studentische Bur-
schenschaften, bei denen es sich - so heißt es beispielsweise in der Szenezeitschrift
„INTERIM“ unter der Überschrift „Blut und Paukboden - die Verbindungen kappen“ 23 -
keineswegs um „unpolitische und somit relativ harmlose Traditionsvereine“ handele,
„sondern um Kaderschmieden der konservativen Elite, in denen reaktionäres bis fa-
schistisches Gedankengut gepflegt“ werde. Die „Seilschaften“ dieser Verbindungen
setzten sich aus Studenten und Ehemaligen sowie aus „so genannten Alten Herrn“
zusammen. Letztere verfügten über einflussreiche Positionen in Politik, Wirtschaft
und Justiz, von denen aus sie „ihre rassistischen, sexistischen und militaristisch-
deutschnationalen Vorstellungen in die Realität“ umsetzten.

Erwähnenswert sind schließlich noch als weitere Ansatzpunkte praktischer Antifa-
schismusarbeit Kampagnen wie die Aktion „Stoppt Nazi-Zeitungen“ mit dem Ziel, den
Verkauf und die Verbreitung rechtsextremistischer Publikationen zu be- oder verhin-
dern, sowie die im Jahr 1998 neu propagierte Aktion „Weg mit dem rechten Sound-
Dreck!“, die sich gegen die Verkaufsorte und den Verkauf rechtsextremistischer Mu-
sikerzeugnisse richtet.
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6.2 Militanter „Antifaschismus“

Die „nicht legale Antifaschismusarbeit“ geht in ers-
ter Linie von „autonomen Antifaschisten“ aus. Die
Bandbreite reicht von einfachen Aktionsformen
wie etwa das Überpinseln von „Nazischmiere-
reien“ bis hin zu schweren Gewalttaten. Zu letzte-
ren gehört insbesondere das Zerschlagen von
„Nazi-Strukturen“ durch „offensive Militanz“, ge-
waltsames Vorgehen gegen „Nazis“ auf der Stra-

ße, begleitet von Parolen wie „Schaut nicht weg! Greift ein!“ oder „Schlagt die Glatzen
bis sie platzen!“ Schließlich gehört in diesen Zusammenhang die Kategorie der so ge-
nannten klandestinen Aktionen wie konspirativ geplante nächtliche Brandanschläge
auf Treff- bzw. Veranstaltungsorte oder auf die Logistik von vermeintlichen oder tat-
sächlichen Rechtsextremisten, aber auch Angriffe auf das Eigentum von Angehörigen
rechtsextremistischer Parteien und Organisationen bis hin zu gezielten körperlichen
Attacken auf Einzelpersonen oder das „Abfackeln“ von privaten Kraftfahrzeugen füh-
render „Rechter“. Nicht nur einmal ist es „autonomen Antifaschisten“ gelungen, durch
Drohung mit oder Anwendung von Gewalt den Betreiber einer einschlägigen „rechten“
Szenegaststätte als solchen zu denunzieren und ihn direkt oder indirekt (über die Er-
zeugung öffentlichen Drucks) zum Aufgeben seines Betriebs zu veranlassen. Die Zahl
der von Linksextremisten gegen den politischen Gegner verübten Gewalttaten ist be-
merkenswerter Weise in etwa doppelt so hoch wie im umgekehrten Fall.

In diesem Zusammenhang hat das Bundesverfassungsgericht
mit aller Deutlichkeit darauf hingewiesen, dass Gewalt von
„links“ keine verfassungsrechtlich hinnehmbare Antwort auf
eine Bedrohung der rechtsstaatlichen Ordnung durch den
Rechtsextremismus sein könne. Auch könnten zu befürch-
tende Ausschreitungen „linker“ Gegendemonstranten kein
Anlass für ein Demonstrationsverbot für Rechtsextremis-
ten sein. 24

Durch eine solche gerichtliche Klarstellung fühlen sich Linksex-
tremisten indes in ihrer Einschätzung der Lage bestätigt, dass vom Staat kein
wirksames Eingreifen gegen „Nazis“ zu erwarten sei und man deshalb selbst im We-
ge der so genannten antifaschistischen Selbsthilfe tätig werden müsse. Der Staat sei
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nicht ernsthaft bereit, gegen „Faschisten“ vorzugehen, sondern neige im Gegenteil
eher noch dazu, diese zu schützen („Deutsche Polizisten schützen die Faschisten“).

In der Antifaschismusarbeit wird vor diesem
Hintergrund auch die Anwendung von Gewalt
als legitimes Mittel der Gegenwehr in einem
scheinbar geradezu aufgezwungenen
Abwehrkampf angesehen. Zu dem Kampf ge-
gen den angeblichen „Straßenterror“ von
Skinheads gehören außerdem das Ausfor-
schen von Treffpunkten und Auflauern des
Gegners auf seinem Heimweg sowie Bestra-
fungs- und Vergeltungsaktionen. Der zu be-
obachtende Rückgang von Skinheadaktivitä-
ten wird von Autonomen folglich als eigener
Erfolg beim „Zurückdrängen“ des „Straßenter-
rors“ gefeiert.

Die Anwendung von Gewalt durch Linksextre-
misten erfolgt keineswegs spontan und un-
kontrolliert. Bei der körperlichen Konfrontation
mit „Nazis“ wird strikt auf ein „gesundes“ Kräf-
teverhältnis zwischen den „antifaschisti-
schen“ Kräften und dem Gegner geachtet: 

„In der autonomen Antifa hat sich durchgesetzt, zwischen
faschistischen ‚Führern’ und Mitläufern einer... Naziszene zu dif-
ferenzieren und, sofern es die Situation zulässt, mit unter-

schiedlichen Mitteln gegen sie vorzugehen. Gewalt
wird von den meisten organisierten Antifas

als letztes und abschreckendes Mittel be-
fürwortet. Nach Möglichkeit wird es dosiert

gegen die Drahtzieher des braunen Netzes
eingesetzt, um diese von ihrem Rekrutierungs-

feld zu isolieren und so weitere Gewalttaten zu ver-
hindern. Der Einsatz von Gewalt ist in der Regel zielgerichtet
und soll auch für den faschistischen Gegner einschätzbar blei-
ben. Er dient der Abschreckung und soll den Neofaschisten
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deutlich machen, dass es auch für ihre persönliche Existenz von
Vorteil ist, sich zu mäßigen. Die praktischen Aus-
einandersetzungen haben gezeigt, dass Nazigruppen sehr
autoritär verfasst sind und es oftmals ausgereicht hat, sich den
wüstesten Schlägerführer vor den Augen seiner ‚Kameraden’
herauszugreifen, um deren Mannes- und Überlegenheitskult zu
brechen. Nur wer sich nüchtern darauf einstellt, die verschiede-
nen Sprachen auch zu sprechen, kann damit rechnen, von
schlagenden Nazis ernst genommen zu werden und Einfluss
auf ihr Verhalten ausüben zu können. Das ist nicht schön, lässt
sich aber bei einem überwiegend brutal vorgehenden Gegner
nicht ändern.“ 25

Autonomem Selbstverständnis zufolge bedeutet Militanz also keineswegs blinder Ak-
tionismus, sondern ziel- und zweckgerichteter, dosierter Einsatz von Gewalt, die über
den „praktische(n), unmittelbare(n) Nutzen“, nämlich
den angerichteten materiellen Schaden und die
„Einschüchterung und Einschränkung des Ak-
tionsradius der Faschisten“ 26 hinaus eine mobili-
sierende Wirkung ausüben soll. Die Einstellung
gegenüber der Gewalt ist also eine eher taktische,
die einschließt, dass man diese lediglich als „not-
wendiges Übel“ begreift und dementsprechend Ak-
tionen „zumindest nachträglich politisch (und damit
auch moralisch) begründet bzw. kritisiert“ 27.

Die Legitimität der Anwendung von Gewalt gegen Sachen ist in der autonomen „Sze-
ne“ unstrittig. Der tätliche Angriff gegen Personen hingegen wird unterschiedlich ge-
sehen. Im Zusammenhang mit „Antifaschismus“ wird diese Form von Militanz aller-
dings weithin als unverzichtbar betrachtet und unter Umständen auch eine Tötung bil-
ligend in Kauf genommen. Selbst die gezielte Tötung ist diskutiert, bislang aber noch
verworfen worden:

„Politischer Mord ist und sollte das letzte und unausweichliche
Mittel sein, um weiteres Verbrechen zu verhindern, um weiteres
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Menschenleben zu retten. (...) Schüsse
auf Nazis sind auch   schon mal diskutiert
worden, aber dann abgelehnt worden,
weil die Meinung sich durchsetzte, dass
wir derzeit nicht die gesellschaftlichen
Verhältnisse vorfinden, in denen politi-
scher Mord  gerechtfertigt und notwendig
wäre... . Nazis zu töten ist (derzeit) nicht
unser politisches Ziel, auch wenn wir
nicht 100% ausschließen können, dass
es bei Auseinandersetzungen mit Nazis

evtl. auch dazu kommen kann, auch wenn das ausdrücklich
nicht gewollt ist.28

7. Fazit

„Antifaschismus“ ist im politischen Alltag ein zunehmend gängiger Begriff. Sein
schlagwortartiger Gebrauch und unbestimmter Gehalt, verbunden mit einer starken
moralischen Komponente, erleichtert es den unterschiedlichsten politischen und ge-
sellschaftlichen Kräften, sich glaubwürdig einem Engagement in diesem Sinne zu ver-
schreiben. 

Linksextremistischer „Antifaschismus“ unterscheidet sich maßgeblich von dem in ers-
ter Linie moralisch-ethisch begründeten Antifaschismus von Nichtextremisten: Er be-
sitzt durch seinen darüber hinausgehenden ideologisch-strategisch ausgerichteten
Charakter eine instrumentelle Funktion. Diese macht ihn zugleich zum Mittel der Dif-
famierung politischer Gegner, zur Grundlage kommunistischer Bündnispolitik, zum
Vehikel politischer Einflussnahme und Element kommunistischer Machteroberung.
Neben seiner propagandistischen Funktion und hohen Mobilisierungskraft übt er
außerdem im linksextremistischen Lager selbst eine stark integrierende Wirkung aus,
indem er die unterschiedlichen politischen Kräfte in der Bekämpfung eines gemein-
samen Feindes, des „Faschismus“, unter vorläufiger Zurückstellung politisch-ideolo-
gischer Differenzen zusammenführt.
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Engagement unter der Flagge des „Antifa-
schismus“ kann in der Regel allgemeiner Zu-
stimmung gewiss sein und ist bei Linksextre-
misten sogar geeignet, militante Aktionen un-
ter Hinweis auf die ihnen zugrunde liegende
„antifaschistische“ Motivation zu „legitimie-
ren“. Wenn sich Linksextremisten vornehmlich
auf die Bekämpfung von Rechtsextremisten
konzentrieren, geht es ihnen jedoch nicht da-
rum, die freiheitliche Demokratie gegen Ge-

fährdungen von „rechts“ zu verteidigen. „Antifaschismus“ in linksextremistischer Inter-
pretation hat kein im eigentlichen Sinne „konservatives“, d.h. systemerhaltendes
Selbstverständnis, sondern ein letztendlich systemüberwindendes Ziel. „Antifa-
schismus“ bedeutet den Kampf gegen jede Form „bürgerlicher“ Herrschaft mit dem
Ziel ihrer Überwindung und der Errichtung einer kommunistischen Diktatur bzw. einer
- wie auch immer gearteten - „herrschaftsfreien Gesellschaft“. Linksextremistischer
„Antifaschismus“ ist Schlagwort, Kampfbegriff und politisches Programm.

Nach dem mit Ratlosigkeit und Resignation hingenommenen „Sieg“ des Kapitalismus
und dem damit verbundenen Niedergang der „Linken“ seit 1989/90 ist und bleibt der
„Antifaschismus“ auf absehbare Zeit das Zugpferd von Linksextremisten, mit dem es
seit Anfang der 90er Jahre wieder zunehmend gelungen ist, „linke“ Politikinhalte in die
Gesellschaft zu tragen. „Antifaschismus“ ist ein Agitationsfeld für Linksextremisten,
auf dem sie - auch wenn es immer mal wieder von aktuellen politischen Themen über-
lagert sein wird - langfristig für die Zukunft aufbauen können. Politische Wachsamkeit
und kritische Reflexion sind bei diesem Thema deshalb angezeigt.
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VERTEILERHINWEIS

Diese Informationsschrift wird vom Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Würt-
temberg im Rahmen seiner gesetzlichen Verpflichtung zur Unterrichtung der Öffent-
lichkeit herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von deren Kandidaten
oder Helfern während eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet
werden. Dies gilt für alle Wahlen.

Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informa-
tionsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipo-
litischer Informationen oder Werbemittel.

Untersagt ist auch die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer Wahl darf die vorliegende Druckschrift nicht so
verwendet werden, dass dies als Parteinahme des Herausgebers zugunsten einzel-
ner politischer Gruppen verstanden werden könnte. Diese Beschränkungen gelten
unabhängig vom Vertriebsweg, also unabhängig davon, auf welchem Wege und in
welcher Anzahl diese Informationsschrift dem Empfänger zugegangen ist.

Erlaubt ist jedoch den Parteien, die Informationsschrift zur Unterrichtung ihrer Mit-
glieder zu verwenden.


